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Nachdem ich im August zwei Wochen im Hambacher Forst gewesen war, beteiligte ich mich Ende
Oktober am „Ende Gelände“-Camp, gemeinsam mit 7000 TeilnehmerInnen aus verschiedensten
linken und/oder ökologischen Gruppen und Verbänden. Außerdem nahmen auch Menschen aus
verschiedensten Ländern teil, die mit Shuttlebussen unter anderem aus der Slowakei, Spanien,
Portugal oder Schweden angereist waren.

Bereits im Vorfeld wurde von der Medienlandschaft und der herrschenden Politik vor bösen
„linksextremistischen GewalttäterInnen“ gewarnt. Um den Protest zu erschweren, musste das Camp
aufgrund von behördlichen und politischen Schikanen 30 Kilometer von der Abbruchkante entfernt
aufgebaut werden – wohl wissend, dass die Nahverkehrsanbindungen schlecht sind. So sollten die
CampteilnehmerInnen bereits im Vorfeld mürbe gemacht werden.

Nachdem am Donnerstag, dem 25. Oktober, erstmal ein Kennenlernen und das persönliche
Miteinander im Gespräch stand, ging es am Freitag drum, dass die unterschiedlichen
„Aktionsfinger“ vorgestellt wurden, so dass sich jede/r individuell entscheiden konnte, an was für
einer Art des politischen Protestes er/sie teilhaben möchte. Zusätzlich gab es juristische Schulungen
sowie ein intensives Aktionstraining, bei dem gezielt für die Aktion des zivilen Ungehorsams am
Samstag trainiert wurde.

Am Samstagmorgen, dem 27. Oktober, ging es sehr früh los. Glücklicherweise waren die
BusfahrerInnen aus den anderen europäischen Ländern bereit, uns in die Nähe der Abbruchkante zu
fahren und ließen sich nicht vom Staat einschüchtern. Trotz alledem wurden wir natürlich von einer
Horde von Autos mit Blaulichtern verfolgt.

Schon wenige Kilometer vom gewünschten Zielort entfernt abgesetzt, und nachdem wir einige
Minuten gelaufen waren, kreisten schon die ersten Polizeihubschrauber über uns und die erste
Hundertschaft rückte an. Unsere Gruppe mit knapp 300 Menschen wurde eingekesselt und auch
zwei Wasserwerfer standen parat. Auch VertreterInnen von RWE und dessen eigenem
Sicherheitsdienst waren anwesend. Diese Securities waren bereits in der Vergangenheit mit
Gewalttaten gegen Protestierende und eifriger Unterstützung durch die Polizei negativ aufgefallen.
Während die Polizei den Kreis immer enger zog, wurden GenossInnen, die eine leerstehende
Autobahn überquerten, mit Wasserwerfern beschossen – eine ziemlich unverschämte Sache
angesichts von Außentemperaturen von knapp 6 Grad. Schon hier zeigte sich, wo die
GewalttäterInnen an diesem Tag zu finden waren – sicher nicht bei den CampteilnehmerInnen.

Die Sitzblockade wurde nach und nach von der Polizei weggetragen, teilweise wurden
TeilnehmerInnen mit Schlagstöcken verprügelt, über den nassen Boden geschleift oder deren Finger
verdreht. Natürlich mussten wir auch hämische Kommentare wie: „Machen Sie doch etwas
Sinnvolles am Samstag – schauen Sie doch Fußball oder machen Sie Party“ über uns ergehen lassen.
Die uniformierte Gruppe kann sich offenbar nicht vorstellen, dass es Menschen gibt, denen nicht
alles „scheißegal“ ist und die sich um die Zukunft der Menschen und deren natürlicher
Lebensgrundlagen ernsthafte Gedanken und Sorgen machen.

Im Bus wurden wir den üblichen üblen Schikanen ausgesetzt, nachdem wir in insgesamt 6 Busse
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verfrachtet worden waren. In der ersten Stunde durfte niemand raus – auch nicht auf die Toilette.
Danach wurden die meisten von uns in der Gefangenensammelstelle (Gesa) zur sogenannten
erkennungsdienstlichen Behandlung nach Aachen transportiert, einige andere wurden nach Köln
und Brühl in die Gesa gebracht. Dort ging das Zermürbungsspiel weiter. Stundenlang mussten wir in
den stickigen Bussen sitzen, erst nach einer Intervention eines parlamentarischen Beobachters
erhielten wir Wasser, durften kurz an die frische Luft und sogar auf die Toilette. Inzwischen war es
22:40 Uhr und wir wussten immer noch nicht, welche Straftat(en) uns eigentlich vorgeworfen
wurde(n). Dies erfuhren wir erst danach, als uns ein herbeigerufener Anwalt erklärte, dass uns die
Polizei Landesfriedensbruch vorwarf. Eine „schöne Scheiße“, dachte ich mir. Auch wenn wir nicht
auf „umfriedetes Gebiet“ gegangen waren, so könnten sie den Vorwurf als Vorwand nutzen, uns
länger als 12 Stunden dazubehalten.

Nachdem wir aus der Gesa wieder entlassen und abgeholt worden waren, war für uns klar, dass wir
uns nicht einschüchtern lassen und die Aktionen weiter unterstützen wollten. Einige von uns
schlossen sich einer Gruppe an, die schon seit dem Vortag die Schienen der Kohlebaubahn und
Bagger erfolgreich besetzt hatte. Schließlich beteiligten sich fast 1000 Menschen erfolgreich an
dieser Besetzung. Insgesamt konnte RWE für mehr als 30 Stunden keine Braunkohle abbauen, so
dass dies ein deutliches Signal an die EnergielobbyistInnen war.

Bei dieser Aktion war anscheinend auch die Polizei „überfordert“, da das Gelände sehr übersichtlich
war. Vor allem aber lag es an der recht großen Zahl, dass diese Aktion länger durchgeführt werden
konnte. Gegen Nachmittag beendeten wir diese schließlich und machten uns auf den Rückweg zum
Camp.

Auch wenn die Aktionen letztlich „nur“ einen symbolischen Charakter haben und eine breite, in der
ArbeiterInnenklasse verankerte Massenbewegung notwendig ist, um den Kohleausstieg zu
erzwingen und das Energiesystem im Interesse der Mehrheit der Menschen und gemäß der
Nachhaltigkeit umzubauen, so verdeutlichte die Solidarität unter den AktivistInnen, dass im Kampf
um den Hambacher Forst auch eine Bewegung entsteht. Menschen unterschiedlichsten Alters,
unterschiedlichster Herkunft, Arbeitende, SchülerInnen, Studierende beteiligten sich an den
Aktionen.

Gleichzeitig zeigten aber auch der Staatsapparat und die NRW-Landesregierung ihr wahres Gesicht,
indem sie die Hetze gegen „Ende Gelände“ und die Umweltbewegung schürten und den legitimen
Protest zu kriminalisieren versuchten. Wieder einmal forderten die Protestierenden den Rücktritt
des NRW-Innenministers Reul, einen Stopp des Braunkohleabbaus. Entscheidend wird freilich sein,
die Spaltungsversuche und das Aufhetzen der RWE-Beschäftigten (und andere Lohnabhängiger) zu
verhindern. Auch daher ist die Forderung nach sofortiger und entschädigungsloser Enteignung aller
Energiekonzerne unter ArbeiterInnenkontrolle von zentraler Bedeutung. Wer die Eigentumsfrage
nicht stellt, wird auch die Kohle- und Klimafrage nicht lösen können.


